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Diskussionspapier 

2 Jahre DIE LINKE.PUR – ein Modellverband mit Zukunft?!

Ausgangssituation

Im November 2007 gründete sich der Kreisverband DIE LINKE.Peene-Uecker-Ryck (PUR) aus den ehemaligen Kreisverbänden Anklam-Greifswald-Wolgast (AGW) und Uecker-Randow (UER). Ein paritätisch besetzter Kreisparteitag (jeweils 45 Delegierte aus beiden alten Kreisverbänden) fanden sich zur Gründung des gemeinsamen Großkreisverbandes zusammen, wählten ihren Vorstand und die anderen Kreisgremien, gaben sich eine Satzung und einen Namen.  

Sie einigten sich auf eine sog. „Ehe auf Probe“ mit der Maßgabe, am Ende der Legislatur, im Herbst 2009, selbstkritisch zu befinden, ob die neue Struktur sich bewährt hat und vereinbarten, dann über den weiteren Weg zu entscheiden.  

2 Jahre gemeinsame Arbeit, Politische Ansprüche und Einschätzungen   

Die Arbeit des neu gegründeten Kreisverbandes startete optimistisch. Der Kreisvorstand setzte sich, von wenigen Ausnahmen abgesehen, aus Vertretern aller Regionen des Großkreisverbandes zusammen. Es erfolgte innerhalb des Kreisvorstandes die Verständigung, dass die beiden stellvertretenden Kreisvorsitzenden die Beratung mit den Basisvertretern der jeweiligen Altkreisverbände organisieren. Die Regionalräte Greifswald, Wolgast und Anklam waren schon vorher funktionierende Strukturen, hier konnte nahtlos angeknüpft werden. Im Gebiet Uecker-Randow wurde zunächst versucht in einer Regionalstruktur zu arbeiten, ein Ansatz der sich aber nicht bewährte. Im Frühjahr 2009 wurde daher der Versuch gestartet mit zwei Regionalräten (Ueckermünde und Pasewalk) die Arbeit zu optimieren.  

Der Kreisvorstand verständigte sich neben der Lösung des Informationsflusses über die Regionalräte auch, die bewährte Terminleiste aus dem Altkreisverband Uecker-Randow für den gesamten Großkreisverband zu übernehmen. Ein Mitglied des Kreisvorstandes erklärte sich ehrenamtlich bereit, diese Termine zusammenzufassen und die zentrale Terminleiste zu fertigen sowie elektronisch zu versenden. Zusätzlich wurde in der Geschäftsstelle Pasewalk der postalische Versand an Mandatsträger und Mitglieder für den Bereich UER organisiert. 

Ergänzend zu den eigenen Informationswegen hatte sich der Kreisvorstand den Anspruch gesetzt, jede Beratung auch mit einer politischen Aussage (Presse-mitteilung) zu versehen und diese öffentlich zu machen. Dieser Anspruch konnte nur in einigen Fällen umgesetzt werden (z.B. Theaterlandschaft, Kampf gegen Kohlekraftwerk, Vernässungsprojekt auf Usedom). Bewährt hat sich dabei, dass einzelne Genossinnen und Genossen sich im Vorfeld auf einen Themenschwerpunkt ihrer jeweiligen Region vorbereitet haben, um die Position als Diskussionsangebot in den Kreisvorstand hinein zu tragen und als Grundlage für Presseerklärungen anzubieten. 

Im Zeitalter der Elektronik begann der Kreisverband aus eigener Kraft einen Internetauftritt zu realisieren, der von einem Genossen des Kreisvorstandes gefertigt wurde. Allerdings wurde dieser Auftritt noch viele zu wenig für die politische Arbeit genutzt. Die Möglichkeit über regionale Inhalte, Personen und Themen zu informieren war leider eher der Ausnahmefall. Ein verlässliches Zuarbeitsprinzip ist für die professionellere Arbeit mit dem modernen Medium unerlässlich.     

Zum Themenschwerpunkt Mindestlohn, Kampf gegen Kinderarmut und prekäre Beschäftigung veranstaltete der Kreisverband 2009 eine regionale Konferenz. Die inhaltlich gut vorbereitete und mit klaren politischen Aussagen versehene Konferenz strahlte aber nur gering aus. Nur wenige eigene Genossen folgten der Einladung, offiziell eingeladene Gäste aus den Bereichen der Verbände, von Initiativen, Betriebsräten, Gewerkschaften etc. nutzten mehrheitlich das Diskussionsangebot nicht, meist mit der Begründung des beginnenden Kommunalwahlkampfes 2009. 

Veranstaltungen zu bekannten Gedenk- und Feiertagen wurden unterstützt, oder mit eigenen Angeboten untersetzt. Meist wurden sie regional gut angenommen (z.B. 1.Mai, 8.Mai, Weltfriedenstag). Sie bildeten damit einen wesentlichen Baustein zur Erkennbarkeit und zur Präsenz in den Regionen. 

Mit dem Ausscheiden des Geschäftsführers für den ehemaligen Kreisverband Uecker-Randow, und der Ausweitung des Tätigkeitsbereiches der Geschäftsführerin aus dem ehemaligen Bereich AGW für den nun gesamten Kreisverband stellte eine enorme Herausforderung dar. Insbesondere im Gebiet UER wurde der spürbare verschlechterte Informationsfluss und Organisierungsgrad deutlich, ein Defizit welches durch die Einführung einer stundenweise Beschäftigung für das Gebiet UER nur teilweise kompensiert werden konnte. 

Eine direkte Bewährungsprobe für die neue Verbandsstruktur bot sich mit den Landrats-, Bürgermeister- und Oberbürgermeisterwahlen 2008 sowie den Kommunal-, Europa- und Bundestagswahlen 2009. Das sehr gute Abschneiden bei der Bürgermeisterwahl in Wolgast und der Landratswahl in Ostvorpommern darf nicht über deutlich gewordene Schwierigkeiten bei der Organisation und der Umsetzung des Wahlkampfes hinwegtäuschen. Allerdings sind die Gründe für erkennbare Schwächen vielschichtig (siehe unten).

Die Kommunal- und Europawahl im Frühjahr 2009 sowie die Bundestagswahl im Herbst des Jahres stellten eine Steigerung der Herausforderung dar. Schließlich galt der Anspruch jeden Haushalt mit eigenen Publikationen zu erreichen. Wurde dies im städtischen Bereich meist auch realisiert, fiel es im ländlichen Raum bedeutend schwerer. Außerdem war ein deutlicher Motivationsunterschied bei den Mitgliedern zwischen der Kommunal- und Bundestagswahl zu erkennen. Offensichtlich war die direkte regionale Verantwortung für Erkennbarkeit und Wahlergebnisse bei der Kommunalwahl ein Garant für das starke Engagement, oft auch der parteilosen UnterstützerInnen. Zur Bundestagswahl fiel es schwerer einen vergleichbaren Personenkreis zu aktivieren. Viel mehr halfen Studenten im Praktikum die Lücken zu schließen. Dennoch gelang keine flächendeckende Verteilung der Materialien.

Gemeinhin lassen sich im Ergebnis aller Wahlen der auslaufenden Legislatur folgende Erkenntnisse und Empfehlungen ableiten. Das A und O ist die rechtzeitigere Vorbereitung der Wahlen, in klar strukturierten Verantwortlichkeiten. Eine Konzeption mit Zielen, der Methodik und den verantwortlichen Akteuren ist unablässig. Dies muss professioneller als bisher erfolgen, sollen die immer deutlicher werdenden Schwächen mit Blick auf die Anzahl der aktiven WahlkämpferInnen aufgefangen werden. Eine stärkere Verlässlichkeit und verbesserte Informationsflüsse sind nötig, um die Arbeit zu professionalisieren. 

Geklärt werden muss zügig, welche Herangehensweise bei künftigen Wahlen favorisiert werden soll. So sind wenigstens zwei Wege denkbar: 

1. Ansatz des möglichst flächendeckenden Erreichens durch die Akteure, die wir haben, unter Verzicht der Erreichbarkeit der Flächen, in denen wir es auch mit Fremdunterstützung nicht schaffen, sie mit Materialien zu versorgen. Daneben steht 2. die Möglichkeit über die gezielte Einwerbung von Spenden die Verteilung künftig mehr über Einleger in den Amtsblättern etc. zu erreichen. Die Kraft der GenossInnen würde dann eher auf das Einwerben der Spenden fokussiert, weniger auf das körperlich schwerere Anlaufen möglichst aller Haushalte. 

Die Arbeit des Kreisvorstandes selbst verlief, wie auch bisher in kleineren Strukturen schon, im Laufe der Legislatur qualitativ und quantitativ rückläufig. Wir mussten mehr-fach erleben, dass Mitglieder unentschuldigt fehlten und damit oft ganz Regionen von den nötigen Informationsflüssen abgeschnitten waren. Die Weiterverbreitung der Inhalte im Rahmen der Beratung der Regionalräte ist verbesserungswürdig. Ein Austausch zwischen den Koordinatoren der Regionalräte ist sinnvoll, um die Arbeit zu qualifizieren. 

Erschwert wurde die Arbeit durch die teilweise selbstgemachten Fehler einzelner Mitglieder des Kreisvorstandes. So musste sich der Vorstand häufig mit den entstanden Problem und Alleingängen eines Mitglieds beschäftigen, was schließlich die Empfehlung zum Austritt aus dem Vorstand mit sich brachte. Neben diesem Austritt beschäftigte sich der Vorstand mit dem Austritt eines weiteren Mitglieds aus Vorstand und Partei. Im Ergebnis des Austritts riss der nötige Informationsfluss in den Ortsvberband des ehemaligen Mitglieds ab, was die Arbeit der dort neu gegründeten Ortsstruktur erheblich erschwerte. Außerdem kam hinzu, dass im selben Ortsverband ein offener Streit zwischen Mitgliedern untereinander, aber auch zwischen Mitgliedern und Mandatsträgern im Ort  ausbrach. Der Kreisvorstand versuchte mit erheblichem Aufwand in der Sache zu schlichten, was sich jedoch als äußerst schwierig heraus stellte. Durch die Anstrengungen vieler Akteure konnte letztlich eine sich zwischenzeitlich abzeichnende gerichtliche Auseinadersetzung abgewandt werden.

Im Gebiet des Kreisverbandes wurden mehrere Ortsverbände ins Leben gerufen, wie es die Satzung der Bundespartei vorsieht. Dabei wurde die Definition „Ort“ an mehreren Stellen nicht nur auf die politische Gemeinde fokussiert, sondern oft auch auf die Einbeziehung umliegender Gemeinden im städtischen Bereich (z.B. Amtsbereich).  

Die Finanzarbeit, als wesentliches Bestandteil der politischen Arbeit stellte sich als eine enorme Herausforderung dar. Altschulden aus dem Bereich AGW mussten getilgt werden, zusätzliche Einnahmen in Form von Spenden für die wichtigen Wahlkämpfe galt es einzuwerben. Die Zahlungsmoral bei der Entrichtung der Mitgliedsbeiträge ließ zu wünschen übrig (Zahlen von Jahresbeiträgen im letzten Quartal etc.). Damit wurde die Arbeitsfähigkeit des Kreisverbandes eingeschränkt. Eine stärkere Mitarbeit bei den Finanzen und ein  größeres Verantwortungsgefühl aller Mitglieder des Kreisvorstandes ist unerlässlich. Die Finanzierung der Geschäftsstellen stellt aktuell eine weitere Baustelle dar. Der Kreisverband ist an der Grenze der Finanzierbarkeit seiner Büros und Geschäftsstellen in den Regionen des Verbandes angekommen.   

Im Bereich der Mitgliederentwicklung verzeichnete der Kreisverband einen für DIE LINKE üblichen Rückgang der Mitgliederzahlen. Todesfälle sind dabei die wesentliche Ursache für den Rückgang. Jedoch gab es auch eine deutliche Anzahl von Austritten, teils wegen Wegzug, teils aus anderen Gründen. Bei den Neueintritten konnte der Kreisverband PUR auf einen überdurchschnittlichen Wert verweisen. Gleichwohl ist daraus kein automatischer Zugewinn bei der politischen Schlagkraft oder der Finanzmasse verbunden. Ein Neumitgliedertreffen, welches 2008 veranstaltet wurde, fand guten Zuspruch. 

Die Aktionsfähigkeit des fusionierten Kreisverbandes hat mit der Gründung zunächst zugenommen, dann aber im Laufe der Legislatur nachgelassen. Eine geringer werdende Motivation und schwindende personelle Ressourcen sind sicher Gründe. Es gilt sich darüber auszutauschen, wie die Motivation gesteigert werden kann.    

Wie weiter im Kreisverband – Empfehlungen und Diskussionsangebote

Wichtig ist, dass die Erfahrungen des Kreisverbandes PUR modellhaft auch für andere Kreisverbände angeboten werden, um dort zu helfen, effektive Strukturen zu finden und Fehler sowie Schwierigkeiten der eigenen Arbeit möglichst nicht zu wiederholen. 

Die Arbeitsfähigkeit und politische Wirkungsfähigkeit verlangt einheitliche Strukturen. Als nicht förderlich hat sich für den Kreisverband PUR herausgestellt, dass die politische und die Parteistruktur nicht identisch sind. Daher lautet die logische Ableitung, dass eine optimale Arbeit die Gleichheit dieser Strukturen voraussetzt.   

Zunächst (z.B. weitere 2 Jahre) sollte die Arbeit im fusionierten Kreisverband  fortgesetzt werden. Eine  mögliche Veränderung des Zuschnitts der jetzigen Struktur gehört samt einer ggf. nötigen Diskussion solch eines Zuschnitts zurückgestellt, bis die politische Neustrukturierung des Landes Mecklenburg-Vorpommern abschließend geregelt ist. Im Umkehrfalle wären in kurzer Folge mehrere Strukturänderungen nötig, die die ohnehin erschwerte politische Arbeit belasten würden.  

Mit größer werdenden Kreisverbänden wächst auch der Verantwortungsbereich für die Kreisvorstände. Gleichwohl gilt es zu bedenken, dass die politische Arbeit ehrenamtlich geleistet wird. Wenn Qualität und Ausstrahlung unserer Partei nicht unter den Strukturen leiden sollen, müssen wir deutlich machen, dass das Ehrenamt Grenzen hat, bzw. im Umkehrschluss bei zu großen Strukturen die Arbeitsfähigkeit unter der Größe leidet. Daher erfordert eine größere Struktur eine Professionalisierung der Arbeit. Eine verbesserte Verzahnung (Informationsfluss etc.) zwischen hauptamtlichem Mitarbeitern der Partei und den Mitarbeitern von Fraktionen ist unablässig. 

Außerdem brauchen wir einen Austausch, in welchem Rahmen künftig die Arbeit der hauptamtlichen Mitarbeiter der Partei in den Regionen erfolgen soll. Diese Diskussion sollte sowohl unter Berücksichtigung des Zuschnitts der Kreisverbände, der Landtags- und Bundestagswahlkreise betrieben werden. Im Ergebnis muss ein Interessensausgleich zwischen den Regionen offen diskutiert und  Entscheidungen nachvollziehbar dargestellt werden. Die stundenweise Beschäftigung von Mitarbeitern, wie sie auch im Kreisverband PUR stattfindet, kann nicht zum akzeptierten Normalfall werden. Viel mehr muss der Betrag auf das Niveau des Mindestlohns angehoben werden und im Landesverband um solch eine Lösung geworben werden.   

Die Finanzierung der Geschäftsstellen nach dem Prinzip absoluter Sparsamkeit muss voran getrieben werden. Dabei sind Umzüge innerhalb der Orte in denen wir heute, auch überteuert eingemietet sind, vordringliche Aufgabe. 
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